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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Sanne Kurz, Benjamin 
Adjei, Kerstin Celina, Andreas Hanna-Krahl, Eva Lettenbauer, Verena Osgyan, 
Julia Post, Gabriele Triebel, Dr. Sabine Weigand, Christian Zwanziger, Ludwig 
Hartmann, Claudia Köhler, Jürgen Mistol, Tim Pargent, Stephanie Schuhknecht 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Digitale Giganten beteiligen: Unterstützung für regionale Medien durch Plattform-
soli 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die Bundesratsinitiative Schleswig-Holsteins zur 
Einführung einer Digitalabgabe („Plattform-Soli“) für große Online-Plattformen und 
Suchmaschinen aktiv zu unterstützen und sich auf Bundesebene für eine zügige Um-
setzung einzusetzen.  

Der Plattformsoli soll gezielt große digitale Plattformen mit sehr hoher Reichweite soli-
darisch am Erhalt einer vielfältigen Medien-Infrastruktur beteiligen. Die erzielten Ein-
nahmen sollen zweckgebunden in ein staatsfernes, transparentes Sondervermögen 
fließen, das insbesondere zur Förderung der regionalen und lokalen Medienlandschaft 
eingesetzt wird. Damit sollen journalistische Vielfalt, lokale und regionale Berichterstat-
tung sowie eine freie Meinungsbildung dauerhaft gestärkt werden. 

 

 

Begründung: 

Internationale Tech-Konzerne dominieren zunehmend die Informationsräume. Mit Ab-
wanderung der Werbebudgets aufgrund dieser Dominanz zu ihnen gefährden sie Wett-
bewerbsfähigkeit und Vielfalt der Medienlandschaft, insbesondere auf lokaler und regi-
onaler Ebene – beides zentrale Anliegen für demokratische Meinungsbildung. Regio-
nalität in der Medienlandschaft ist kein Luxus, sondern eine unverzichtbare Ressource 
für den Fortbestand unserer Demokratie. Die Abgabe soll nur für Anbieter gelten, die 
mehr als 45 Millionen Nutzerinnen und Nutzer pro Monat erreichen – bewusst werden 
kleinere Unternehmen und Start-ups davon ausgenommen, um ihre Innovationskraft 
nicht zu gefährden.  

Die Idee einer Digitalabgabe ist keinesfalls neu: Frankreich hat seit 2019 eine „GAFA-
Steuer“ (benannt nach Google, Apple, Facebook, Amazon). Sie beträgt 3 Prozent auf 
bestimmte digitale Umsätze wie z. B. Online-Werbung, Vermittlung über Plattformen. In 
Österreich existiert seit 2020 eine Digitalsteuer (5 Prozent) auf Werbeerlöse großer An-
bieter. Ein Nachteil für die Nutzerinnen und Nutzer ist nicht zu erwarten: In Österreich 
führte die Einführung der Steuer nicht zu einer Preissteigerung der Angebote von Meta. 
Für Deutschland schlug der Beauftragte für Kultur und Medien Wolfram Weimer eine 
Abgabe von bis zu 10 Prozent vor. Dies wäre damit eine kraftvolle Maßnahme im nati-
onalen Kontext. Die Mittel sollten in ein transparent verwaltetes Sondervermögen flie-
ßen, das gezielt regionale und lokale Medienprojekte unterstützt — eine strukturrele-
vante Investition in die demokratische Infrastruktur Deutschlands. Die Bundesregierung 
hat bislang lediglich einen Prüfauftrag erteilt. Eine Zustimmung Bayerns wäre ein wich-
tiger Schritt auf dem Weg zu mehr Eigenständigkeit bezüglich digitaler Infrastruktur.  


